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Bereitstellungstag: 30.04.2018 

 

Friedhofsordnung der Stadt Radolfzell 
 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in der Fassung vom 
24. Juli 2000 (GBl. S. 582, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 17. Dezember 2015 (GBl. 2016 S. 1), und des § 15 des Bestattungsge-
setzes für Baden-Württemberg vom 21. Juli 1970 (GBl. S. 395, ber. S. 458) in der 
Fassung vom 24. März 2009 (GBl. S. 125), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. 
April 2014 (GBl. S. 93) hat der Gemeinderat der Stadt Radolfzell am 31.01.2017 fol-
gende Friedhofsordnung als Satzung beschlossen: 

 

I.  ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 

 

§ 1 Widmung und Friedhofszweck 

(1) Die in Absatz 4 genannten Friedhöfe bilden eine öffentliche Einrichtung. 
Sie dienen der Bestattung verstorbener Einwohner und der in der Stadt 
Radolfzell verstorbenen oder tot aufgefundenen Personen ohne oder mit 
unbekanntem Wohnsitz sowie der Bestattung von Verstorbenen, für die 
eine Wahlgrabstätte zur Verfügung steht. Die Friedhöfe dienen auch der 
Bestattung von Totgeburten (§ 30 Absatz 1 Bestattungsgesetz). Ferner 
dienen sie der Bestattung von Fehlgeburten und Ungeborenen, falls ein 
Elternteil Einwohner ist und dies verlangt (§ 30 Absatz  2 und 3 Bestat-
tungsgesetz). Die Bestattung bzw. Beisetzung anderer Verstorbener als 
derjenigen nach den Sätzen 2 bis 4 bedarf der vorherigen Zustimmung der 
Friedhofsträgerin. Die Erlaubnis wird nach pflichtgemäßem Ermessen im 
Rahmen der Belegungskapazitäten erteilt; ein Rechtsanspruch besteht 
nicht. 

 
(2) Der Friedhofszweck besteht in der Ermöglichung einer angemessenen 

und geordneten Bestattung, in einer dem pietätvollen Gedenken an die 
Toten entsprechenden würdigen Ausgestaltung, in der Gestattung der 
Pflege und des Besuchs der Grabstätten sowie der Gewährleistung einer 
ungehinderten Leichenverwesung innerhalb der Ruhezeit. 

 
(3) Die Friedhöfe erfüllen auf Grund ihrer gärtnerischen Gestaltung auch eine 

allgemeine Grünflächenfunktion und haben eine wesentliche Bedeutung 
für den Umwelt- und Naturschutz. Deshalb hat Jeder das Recht, die Fried-
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höfe als Ort der Ruhe und Besinnung zum Zwecke einer der Würde des 
Ortes entsprechenden Erholung aufzusuchen. 

(4) Es bestehen die nachfolgenden Friedhöfe: 

   1.  Waldfriedhof Radolfzell  

 2.  Friedhof Böhringen 

 3.  Waldfriedhof Güttingen 

 4. Waldfriedhof Markelfingen 

5. Friedhof Möggingen 

6. Friedhof Liggeringen 

 7. Friedhof Stahringen. 

(5) Die Verstorbenen sollen auf den Friedhöfen jenes Ortsteils bestattet wer-
den, in dem sie ihren letzten Wohnsitz hatten. Die Bestattung auf anderen 
Friedhöfen ist möglich, wenn dies gewünscht wird und die Belegung es zu-
lässt oder dort ein Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstätte besteht. 

(6) Tierbestattungen sind nicht erlaubt.  

(7) Im Zusammenhang mit Tätigkeiten der Friedhofsverwaltung dürfen perso-
nenbezogene Daten erhoben, verarbeitet, gespeichert und genutzt wer-
den. 

(8) Eine Datenübermittlung an sonstige Stellen und Personen ist zulässig, 
wenn 

  1.  dies zur Erfüllung des Friedhofszwecks erforderlich ist, 

  2. die Datenempfänger der Stellen oder Personen ein berechtigtes 
Interesse an der Kenntnis der zu übermittelnden Daten glaubhaft 
darlegen, 

3.  und die betroffenen Personen kein schutzwürdiges Interesse an 
dem Ausschluss der Übermittlung haben. 

 

II. ORDNUNGSVORSCHRIFTEN 

 

§ 2 Öffnungszeiten 

(1) Die Friedhöfe dürfen nur während der bekannt gegebenen Öffnungszeiten 
betreten werden. 
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(2) Die Friedhofsträgerin kann das Betreten einzelner Friedhöfe oder einzel-
ner Friedhofsteile aus besonderem Anlass untersagen. 

 

§ 3 Verhalten auf den Friedhöfen 

(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes entsprechend zu 
verhalten. Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. 

(2) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet: 

 1. die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren, ausgenommen 
Kinderwagen und Rollstühle sowie Fahrzeuge der Gewerbetrei-
benden und ihrer Bediensteten, 

2. während einer Bestattung oder einer Gedenkfeier in der Nähe Ar-
beiten auszuführen, 

3. die Friedhöfe und ihre Einrichtungen und Anlagen zu verunreini-
gen oder zu beschädigen sowie Rasenflächen und Grabstätten 
unberechtigt zu betreten, 

4. zu rauchen, Alkohol zu konsumieren, zu lärmen oder zu lagern, 

5. Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzu-
lagern, 

6. Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde, 

7. Waren und gewerbliche Dienste anzubieten oder dafür zu werben, 

8. Druckschriften und andere Medien (z.B. CD, DVD) zu verteilen, 
ausgenommen Drucksachen, die im Rahmen der Bestattungsfeier 
notwendig und üblich sind. 

Ausnahmen können zugelassen werden, soweit sie mit dem Zweck des 
Friedhofs und der Ordnung auf ihm zu vereinbaren sind. 

(3) Totengedenkfeiern oder andere nicht mit einer Bestattung bzw. Beiset-
zung zusammenhängende Veranstaltungen auf den Friedhöfen bedürfen 
der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsträgerin. Sie sind 
spätestens sieben Tage vorher zu beantragen. Die Friedhofsträgerin kann 
die Erlaubnis versagen, wenn die Veranstaltungen mit dem Friedhofs-
zweck unvereinbar sind. 

(4) Wird dieser Satzung zuwider gehandelt oder ist die Ordnung auf den 
Friedhöfen aus anderen Gründen gefährdet, so kann die Friedhofsträgerin 
nach pflichtgemäßem Ermessen die notwendigen Maßnahmen treffen, um 
die Ordnung wieder herzustellen. 
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(5) Wer die Ordnungsbestimmungen der Friedhofsordnung oder die besonde-
ren Anweisungen der Friedhofsträgerin nicht befolgt, kann von den Fried-
höfen verwiesen werden. 

 

§ 4 Gewerbliche Betätigung auf den Friedhöfen 

(1)  Auf den Friedhöfen dürfen nur solche Gewerbetreibende tätig werden, die 
 

1.  in fachlicher, betrieblicher und personeller Hinsicht zuverlässig 
sind, 

 
2.  selbst oder deren fachliche Vertreter die Meisterprüfung abgelegt 

haben oder in die Handwerksrolle eingetragen sind oder über eine 
gleichwertige Qualifikation verfügen und  

 
3.  eine entsprechende Berufshaftpflichtversicherung nachweisen 

können.  
 

Auf Verlangen sind der Friedhofsträgerin entsprechende Unterlagen und 
Nachweise vorzulegen.  
 

(2) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofsord-
nung zu beachten. Sie haften für alle Schäden, die sie im Zusammenhang 
mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen schuldhaft verursachen. 

 
(3)  Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur werktags innerhalb 

der Öffnungszeiten ausgeführt werden. Die Friedhofsträgerin kann im Ein-
zelfall Verlängerungen der Arbeitszeiten zulassen. Die Aufnahme von Ar-
beiten ist spätestens am Tage der Verrichtung anzuzeigen. 

 
(4)  Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf 

den Friedhöfen nur an den von der Friedhofsträgerin genehmigten Stellen 
gelagert werden. Bei Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und La-
gerplätze wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Ge-
werbliche Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen der 
Friedhöfe gereinigt werden.  

 
(5) Der bei gewerblichen Arbeiten entstehende Abfall, abgeräumte Grabmale, 

Grabeinfassungen und Grabmalfundamente sowie pflanzlicher Abfall und 
Abraum sind von den Friedhöfen zu entfernen. Vorübergehend entferntes 
Grabzubehör kann auf den Friedhöfen zwischengelagert werden. 

 
(6) Bei einem Verstoß gegen die Anforderungen kann den Gewerbetreiben-

den die Benutzung der Friedhöfe auf Zeit oder auf Dauer von der Fried-
hofsträgerin untersagt werden. Bei schwerwiegenden Verstößen ist eine 
vorherige Mahnung entbehrlich.  
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III.  BESTATTUNGSVORSCHRIFTEN 

 

§ 5 Allgemeines 

(1) Bestattungen sind unverzüglich nach einem Todesfall bei der Friedhofs-
trägerin anzumelden, sobald die Todesbescheinigung ausgestellt ist und 
das Standesamt die Eintragung des Sterbefalles bescheinigt hat. Soll die 
Bestattung in einem bereits vorhandenen Wahlgrab erfolgen, so ist auf 
Verlangen der Friedhofsträgerin das Nutzungsrecht nachzuweisen. Bei 
Bestattungen in ausgewiesenen Grabfeldern für einzelne religiöse oder 
ethnische Gruppen ist zusätzlich ggf. der jeweilige Nachweis der Zugehö-
rigkeit zu erbringen. 

(2) Ort und Zeit der Bestattung und der Urnenbeisetzung werden von der 
Friedhofsträgerin festgesetzt. Wünsche der Hinterbliebenen und der Geist-
lichen werden im Rahmen der für die einzelnen Friedhöfe vorgesehenen 
Bestattungszeiten nach Möglichkeit berücksichtigt. An Samstagen, Sonn- 
und Feiertagen finden keine Bestattungen und keine Urnenbeisetzungen 
statt. In begründeten Fällen können Ausnahmen zugelassen werden. 

(3) Die sichere Verwahrung und Besorgung der Leiche, die Vorbereitung der 
Bestattung und die Bestattung selbst obliegt dem Bestattungspflichtigen 
(Totenfürsorge); so auch die Überführung der Verstorbenen von der Trau-
erhalle oder Leichenhalle zum Grabe, die Ausschmückung der Bestat-
tungseinrichtungen, das Bereitstellen eines Organisten und Ähnliches. 

(4) Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die Vorschriften über die Be-
stattung auch für die Beisetzung von Urnen. 

 

§ 6 Särge, Urnen und Totenbekleidung 

(1) Behältnisse zur Bestattung von Toten und zur Beisetzung von Aschen 
(Särge, Urnen und Überurnen), deren Ausstattung und Beigaben sowie 
Totenbekleidung müssen so beschaffen sein, dass die chemische, physi-
kalische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grund-
wassers nicht nachteilig verändert wird und ihre Verrottung und die Ver-
wesung der Leichen innerhalb der Ruhezeit ermöglicht wird. Sterbewä-
sche und Sargfüllungen aus Kunststoff sind nicht zugelassen. 
 

(2) Särge dürfen höchsten 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m 
breit sein. Sind in besonderen Fällen größere Särge erforderlich, so ist die 
Zustimmung der Friedhofsträgerin einzuholen. 
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§ 7 Ausheben der Gräber 

(1) Die Friedhofsträgerin hebt die Gräber aus und füllt sie anschließend zu. 
 

(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hü-
gel) bis zur Oberkante des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante 
der Urne mindestens 0,50 m. 

 

§ 8 Ruhezeit 

(1) Unter Ruhezeit versteht man den Zeitraum, innerhalb dessen ein Grab 
nicht erneut belegt werden darf. Die Ruhezeit soll sowohl eine ausrei-
chende Verwesung der Verstorbenen gewährleisten als auch eine ange-
messene Totenehrung ermöglichen. 

 
(2) Die Ruhezeit der Leichen beträgt 20 Jahre, bei Urnen 15 Jahre, bei Kin-

dern, die vor Vollendung des 10. Lebensjahres verstorben sind, 10 Jahre. 

 

§ 9 Umbettungen 

(1) Die Ruhe von Verstorbenen darf grundsätzlich nicht gestört werden. 
 

(2) Unbeschadet der sonstigen gesetzlichen Vorschriften zur Ausgrabung be-
darf die Umbettung von Verstorbenen der vorherigen schriftlichen Zu-
stimmung der Friedhofsträgerin. Einem Antrag auf Umbettung kann nur 
zugestimmt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Umbettungen aus 
einem Reihengrab in ein anderes Reihengrab oder aus einem Urnenrei-
hengrab in ein anderes Urnenreihengrab sind innerhalb der Friedhöfe 
nicht zulässig.   

 
(3) Antragsberechtigt ist bei Umbettungen aus einem Reihengrab oder einem 

Urnenreihengrab der Verfügungsberechtigte, bei Umbettungen aus einem 
Wahlgrab oder Urnenwahlgrab der Nutzungsberechtigte. 

 
(4) In den Fällen des § 31 Abs. 1 Satz 3 und 4 können aufgefundene Gebeine 

(Überreste von Verstorbenen) und Urnen mit Aschen Verstorbener, deren 
Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, von Amts wegen in ein Reihengrab 
oder in ein Urnenreihengrab umgebettet werden. Im Übrigen ist die Fried-
hofsträgerin bei Vorliegen eines zwingenden öffentlichen Interesses be-
rechtigt, Umbettungen vorzunehmen. 

 
(5) Umbettungen führt die Friedhofsträgerin oder ein von ihr Beauftragter 

durch. Die Friedhofsträgerin bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung. 
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(6) Die Kosten der Umbettung haben die Antragsteller zu tragen. Dies gilt 
auch für den Ersatz von Schäden, die an benachbarten Grabstätten und 
Anlagen durch eine Umbettung entstehen, es sei denn, es liegt ein Ver-
schulden der Friedhofsträgerin vor. 

 
(7) Der Ablauf der Ruhezeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen 

oder gehemmt. 

 

IV.  GRABSTÄTTEN 

 

§ 10 Allgemeines 

(1) Die Grabstätten sind Eigentum der Friedhofsträgerin. An ihnen können 
Rechte nur nach dieser Satzung erworben werden. 

 
(2) Es sind folgende Arten von Grabstätten zu unterscheiden: 
 

1. (Kinder-) Reihengräber (§ 11) 
 

2. (Kinder-) Wahlgräber (§ 12) 
 

3. Rasengräber (§ 13) 
 

4. Wahlgräber im Muslimischen Grabfeld (§ 14) 
 

5. Gemeinschaftsgrabanlage der Badischen Friedhofsgärtner (§ 15) 
 

6. Urnengemeinschaftsgräber (§ 16) 
 

7. Anonyme Gräber in der Urnenwand (§ 17) 
 

8. Wahlgräber in der Urnenwand (§ 18) 
 

9. Urnenreihengräber an einer Stele (§ 19) 
 

10. Doppelurnenwahlgräber in einer Caverne (§ 20) 
 

11. Baumgräber - Naturgrabstätte (§ 21) 
 

12. Anonyme Urnenwiesengräber (§ 22) 
 

13. Besondere Grabstätten (§ 23) 
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(3) Ein Anspruch auf Überlassung einer bestimmten Grabstätte oder einer 
Grabstätte in bestimmter Lage sowie auf die Unveränderlichkeit der Um-
gebung besteht nicht. 

(4) Grüfte und Grabgebäude sind nicht zugelassen. 

(5) Die Anzahl der Urnen, die beigesetzt werden können, richtet sich nach der 
Größe der Aschengrabstätte. In Urnenwänden können höchstens drei Ur-
nen beigesetzt werden. 

(6) Die Vorschriften über Reihengräber (§ 11) und Wahlgräber (§ 12) gelten 
auch für die übrigen Grabarten (§ 13 ff.), soweit nichts anderes bestimmt 
ist. 

 

§ 11 (Kinder-) Reihengräber 

(1) (Kinder-) Reihengräber (§ 12 Absatz 1 Bestattungsgesetz) sind Grabstät-
ten für Erdbestattungen und Urnenbeisetzungen, die in zeitlicher und 
räumlicher Reihenfolge belegt und erst im Todesfall für die Dauer der Ru-
hezeit (§ 8) zugeteilt werden. Eine Verlängerung der Nutzungszeit, die der 
Ruhezeit entspricht, ist nicht möglich. Verfügungsberechtigt ist, sofern kei-
ne ausdrückliche Festlegung erfolgt, in nachstehender Reihenfolge: 

1. wer für die Bestattung sorgen muss (§ 31 Bestattungsgesetz), 

   2. wer sich dazu verpflichtet hat, 

3. der Inhaber der tatsächlichen Gewalt. 

(2) In jedem Reihengrab wird nur eine Leiche bestattet. Die Friedhofsträgerin 
kann Ausnahmen zulassen, sofern eine Überschreitung der Ruhezeit nicht 
eintritt. 

(3) Ein Reihengrab kann auch nach Ablauf der Ruhezeit nicht in ein Wahlgrab 
umgewandelt werden. 

(4) Das Abräumen von Reihengrabstätten nach Ablauf der Ruhezeiten gemäß 
§ 29, wird sechs Monate vorher ortsüblich oder durch Hinweise auf dem 
betreffenden Grabfeld bekannt gegeben. 

(5) Auf den Friedhöfen sind ausgewiesen: 

 1. Reihengräber für Verstorbene bis zum vollendeten 10. Lebensjahr 
(auch Reihengräber für Totgeburten, Fehlgeburten und Ungebo-
rene), 

 2.  Reihengräber für Verstorbene ab dem vollendeten 10. Lebensjahr. 
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§ 12 (Kinder-) Wahlgräber 

(1) (Kinder-) Wahlgräber (§ 12 Absatz 2 des Bestattungsgesetzes) sind Grab-
stätten für Erdbestattungen und Urnenbeisetzungen, an denen auf Antrag 
ein öffentlich-rechtliches Nutzungsrecht verliehen wird. Ein Anspruch auf 
Verleihung oder erneute Verleihung besteht nicht. Satz 1 und 2 gelten 
auch für die Verlängerung eines Nutzungsrechts. Das Nutzungsrecht ent-
steht mit Bekanntgabe der Nutzungserlaubnis. Nutzungsberechtigter ist 
die auf der Nutzungserlaubnis genannte Person. 

(2) Die erstmalige Verleihung eines Nutzungsrechts ist nur anlässlich eines 
Todesfalles zulässig. Das Nutzungsrecht wird erstmalig für die Dauer von 
25 Jahren verliehen (Nutzungszeit). Verleihung und Verlängerung setzen 
die Zahlung der jeweiligen Grabnutzungsgebühren voraus. Auf Wahlgrä-
ber, bei denen die Grabnutzungsgebühr nicht bezahlt ist, finden die Vor-
schriften über die Reihengräber (§ 11) Anwendung. 

(3) Während der Nutzungszeit darf eine Bestattung nur stattfinden, wenn die 
Ruhezeit die Nutzungszeit nicht übersteigt oder das Nutzungsrecht min-
destens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit verlängert worden ist. 

(4) In Wahlgräbern können auch Urnen beigesetzt werden. 

(5) Der Nutzungsberechtigte soll für den Fall seines Ablebens seinen Nach-
folger im Nutzungsrecht bestimmen. Dieser ist aus dem nachstehend ge-
nannten Personenkreis zu benennen. Wird keine oder eine andere Rege-
lung getroffen, so geht das Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge 
auf die Angehörigen des verstorbenen Erwerbers mit deren Zustimmung 
über: 

  1.  auf die Ehegattin oder den Ehegatten, die Lebenspartnerin, den 
Lebenspartner, 

2. auf die Kinder, 

  3. auf die Stiefkinder, 

  4. auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder 
Mütter, 

  5. auf die Eltern, 

  6. auf die Geschwister, 

  7. auf die Stiefgeschwister, 

  8. auf die nicht unter 1 bis 7 fallenden Erben. 
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Innerhalb der einzelnen Gruppen 2 bis 4 und 6 bis 8 wird jeweils der Ältes-
te alleinig nutzungsberechtigt. 

(6) Der Nutzungsberechtigte kann mit schriftlicher Zustimmung der Friedhofs-
trägerin das Nutzungsrecht auf eine der in Absatz 5 Satz 3 genannten 
Personen übertragen. 

(7) Der Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der Friedhofsordnung und der 
dazu ergangenen Regelungen das Recht, in der Wahlgrabstätte bestattet 
zu werden und über Bestattungen und Beisetzungen sowie über die Art 
der Gestaltung und der Pflege der Grabstätte zu entscheiden. Verstorbe-
ne, die nicht zu dem Personenkreis des Absatzes 5 Satz 3 gehören, dür-
fen in der Grabstätte nicht bestattet werden. Die Friedhofsträgerin kann 
Ausnahmen nach pflichtgemäßem Ermessen zulassen. Aus dem Nut-
zungsrecht ergibt sich auch die Pflicht zur Pflege der Grabstätte. 

(8) Auf die Beendigung des Nutzungsrechtes, die Verlängerungsmöglichkeit 
gemäß Absatz 2, sowie das Abräumen der Grabstätten durch die Fried-
hofsträgerin gemäß § 29 wird der jeweilige Nutzungsberechtigte sechs 
Monate vor Ablauf des Nutzungsrechtes schriftlich hingewiesen. 

(9) Auf das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an teil-
belegten Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit verzichtet wer-
den. Ein Verzicht ist nur für die gesamte Grabstätte möglich. 

(10) Durch den Verzicht erlischt das Nutzungsrecht. Das Gleiche gilt, wenn 
nach dem Tod des Nutzungsberechtigten innerhalb eines Jahres keine 
Übertragung des Nutzungsrechts auf einen Rechtsnachfolger nach Absatz 
5 beantragt wird. 

(11) Wahlgräber können ein- und mehrstellige Gräber sein. Mehrstellige Grä-
ber liegen nebeneinander. 

(12) Auf den Friedhöfen werden ausgewiesen: 

1.  Wahlgräber für Verstorbene bis zum vollendeten zehnten Lebens-
jahr, und 

2.  Wahlgräber für Verstorbene ab dem vollendeten zehnten Lebens-
jahr. 

 

§ 13 Rasengräber 

(1) Rasengräber sind Grabstätten als Wahlgräber für Erdbestattungen, die 
ausschließlich mit Rasen bepflanzt sind und keine Grabeinfassung auf-
weisen. Anpflanzungen sind auf der Rasenfläche nicht zulässig. 
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(2) Das Herrichten und die Pflege der Grabstätten erfolgt ausschließlich durch 
die Friedhofsträgerin oder durch einen von ihr Beauftragten; ebenso das 
Einebnen des Grabhügels und das Einsäen der Grabstätte. 
 

(3) Es sind folgende Arten von Rasengräbern zu unterscheiden: 
 

1. Rasengrabstätten ohne Pflanzbeet (Absatz 4) 
 

2. Rasengrabstätten mit Pflanzbeet (Absatz 5) 
 

(4) Rasengrabstätten ohne Bepflanzung stehen auf allen Friedhöfen zur Ver-
fügung und können auch anonym ausgestaltet werden. Als Grabmale 
können sowohl liegende Grabmale als auch stehende Grabmale verwen-
det werden. Bezüglich der Höhe werden folgende Mindest- und Höchst-
maße festgesetzt: 
 

1. 1,05 m Höhe sowie max. 0,5 x 0.5 m Ansichtsfläche bei stehenden 
Grabmalen 
 

2. Für die Maße von Schriftplatten oder Liegesteinen gilt: 
 

a.) Einzelrasenwahlgrab:  0,75 m x 0,60 m 
 

b.) Doppelrasenwahlgrab:  0,85 m x 0,65 m 

Außerhalb der Schriftplatte oder des Liegesteins darf kein Grabschmuck 
angebracht werden. Feste Gegenstände wie Grablaternen und Ähnliches 
sind als Grabschmuck nicht zulässig. Widerrechtlich abgelegter Grab-
schmuck wird von der Friedhofsträgerin entfernt. Eine Aufbewahrungs-
pflicht besteht nicht. 

(5) Rasengrabstätten mit Pflanzbeet sind auf dem Waldfriedhof ausgewiesen 
und werden von der Friedhofsträgerin oder durch einen von ihr Beauftrag-
ten gärtnerisch gestaltet. Es dürfen nur Grabmale verwendet werden, de-
ren Ansichtsfläche maximal 0,20 m² betragen. Die Stärke des Grabmals 
darf maximal 25 cm betragen. Die Neigung / Schräge des Grabmals darf 
maximal 25° bis 30° aufweisen. Die Anordnung der Grabmale darf nur 
schräg liegend in der Pflanzfläche erfolgen. Grabschmuck ist nur im Be-
reich der Pflanzfläche zulässig, soweit dieser das Mähen nicht beeinträch-
tigt. Feste Gegenstände wie Grablaternen und Ähnliches sind als Grab-
schmuck nicht zulässig. 
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§ 14 Wahlgräber im Muslimischen Grabfeld 

(1) Auf dem Waldfriedhof ist ein Grabfeld für Muslimische Bestattungen aus-
gewiesen. Die Gräber stehen als Einzel-, oder Mehrfachwahlgrab zur Ver-
fügung. Die Gräber sind nach Mekka ausgerichtet. 

(2) Die Beisetzung ist nach Maßgabe des § 39 Abs. 1 des Bestattungsgeset-
zes, § 13 Abs. 1 Satz 2 und § 15 der Bestattungsverordnung durchzufüh-
ren. Danach können die Verstorbenen in Tüchern erdbestattet werden, so-
fern keine gesundheitlichen Gefahren zu befürchten sind. Für den Trans-
port Verstorbener bis zur Grabstätte sind geschlossene Särge zu verwen-
den. Das Öffnen des Sarges an der Grabstätte ist zulässig. 

(3) Die Gestaltung der Grabstätte richtet sich nach § 24; es handelt sich um 
ein Grabfeld ohne Gestaltungsvorschriften. 

 

§ 15 Gemeinschaftsgrabanlage der Genossenschaft  
Badischer Friedhofsgärtner 

(1) Auf dem Waldfriedhof sind Reihen- und Urnenreihengräber, Wahl- und 
Urnenwahlgräber in einer Gemeinschaftsanlage ausgewiesen. 

(2) Pflege und Unterhalt der Grabstätten erfolgt ausschließlich durch die 
Gärtner der Genossenschaft Badischer Friedhofsgärtner eG. Der Verfü-
gungs-, bzw. Nutzungsberechtigte der Grabstätte hat hierfür einen Pflege-
vertrag mit der Genossenschaft abzuschließen.  

(3) Die Zuordnung der Grabstätten erfolgt durch die Friedhofsträgerin. 

(4) Größe und Breite der Grabmale sowie die Pflege der Grabstätten richten 
sich nach den Vorgaben der Genossenschaft. Diese sind einzuhalten.  

(5) Der vorsorgliche Erwerb eines Grabnutzungsrechts ist möglich. 

 

§ 16 Urnengemeinschaftsgräber 

(1) Auf dem Waldfriedhof sind Doppelurnenwahlgräber in einem Gemein-
schaftsgrab ausgewiesen.  

(2) Die Gestaltung und Pflege der Grabstätten (einschließlich des Grabmals) 
erfolgt ausschließlich durch die Friedhofsträgerin oder durch einen von ihr 
Beauftragten. Die Grabkennzeichnung bzw. Grabbeschriftung erfolgt auf 
einem Gemeinschaftsgrabstein. Bis zu dessen Beschriftung (Gravur) ist 
übergangweise das Anbringen von Holzkreuzen zulässig. 

(3) Das Abstellen von Gegenständen und Grabschmuck ist nicht zulässig. 
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§ 17 Anonyme Gräber in der Urnenwand 

(1) In der Urnenwand auf dem Waldfriedhof stehen Urnenreihengräber für 
anonyme Beisetzungen in einer Nische zur Verfügung.  

(2) Angehörige können an den Beisetzungsterminen teilnehmen sowie Ge-
genstände und Zeichen des Erinnerns und Gedenkens an der Grabstätte 
ablegen. Diese können von der Friedhofsträgerin entfernt und entsorgt 
werden, wenn sie verwelkt, defekt oder mit der Würde des Ortes nicht ver-
einbar sind. Eine Aufbewahrungspflicht besteht nicht. 

(3) Pflegemaßnahmen erfolgen ausschließlich durch die Friedhofsträgerin  
oder durch einen von ihr Beauftragten. 

(4) Das Abstellen von Gegenständen und Grabschmuck ist nicht zulässig. 

 

§ 18 Wahlgräber in der Urnenwand 

(1) In der Urnenwand auf dem Waldfriedhof und auf dem Friedhof Markelfin-
gen stehen Wahlgräber für Beisetzungen in einer Nische zur Verfügung. 
Jede Nische beinhaltet drei Grabplätze. 

(2) Die Kennzeichnung der Grabstätte erfolgt durch eine Verschlussplatte, die 
bei einem Sterbefall einmalig von der Friedhofsträgerin gestellt wird. Jede 
weitere Verschlussplatte muss kostenpflichtig bei der Friedhofsträgerin 
erworben werden. Die Beschriftung der Verschlussplatte mit dem Namen 
des Verstorbenen hat spätestens zwei Jahre nach der Beisetzung zu er-
folgen und ist vom Nutzungsberechtigten der Grabstätte bei einem Stein-
metz in Auftrag zu geben. 

(3) An Verschlussplatten der Urnenwände 1-7 dürfen nur Bronzebuchstaben 
in der festgesetzten Größe und Schriftart angebracht werden. 

(4) An den Verschlussplatten der Urnenwände in Markelfingen und in Radolf-
zell (Urnenwand Westend Feld 5) sind aufgesetzte Inschriften nicht zuläs-
sig. 

(5) Das Abstellen von Gegenständen und Grabschmuck ist nicht zulässig. 

 

§ 19 Urnenreihengräber an einer Stele 

(1) Auf dem Waldfriedhof sind Urnenreihengräber an einer Stele ohne Gra-
beinfassung ausgewiesen. Die Beisetzung der Urnen erfolgt innerhalb ei-
nes bepflanzten Beetes. Die Urnen müssen biologisch abbaubar sein. Die 
Beisetzung in Schmuck- oder Überurnen ist nicht zulässig. Angehörige 
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können bei der Beisetzung teilnehmen; die Beisetzung kann auch anonym 
erfolgen.  

(2) Die Kennzeichnung der Grabstätte erfolgt mittels Plakette an einer Na-
menstafel. Die Gestaltung und Platzierung der Plakette obliegt der Fried-
hofsträgerin.  

(3) Die Pflege der Grabstätten erfolgt ausschließlich durch die Friedhofsträge-
rin oder durch einen von ihr Beauftragten. 

(4) Das Abstellen von Gegenständen und Grabschmuck ist nicht zulässig. 

 

§ 20 Doppelurnenwahlgräber in einer Caverne 

(1) Cavernengräber sind Grabstätten, die als Doppelurnenwahlgrab ohne 
Grabeinfassung ausgewiesen sind. Diese stehen auf allen Friedhöfen, 
ausgenommen Friedhof Möggingen, zur Verfügung. Die Beisetzung der 
Urnen erfolgt innerhalb eines bepflanzten Beetes oder in der Nähe eines 
Baumes.  

(2) Die Kennzeichnung der Grabstätte erfolgt durch eine keilförmige Granit-
grabplatte, die von der Friedhofsträgerin bei einem Sterbefall einmalig ge-
stellt wird. Jede weitere Verschlussplatte muss kostenpflichtig bei der 
Friedhofsträgerin erworben werden. Die Beschriftung der Verschlussplatte 
mit dem Namen des Verstorbenen hat spätestens zwei Jahre nach der 
Beisetzung zu erfolgen und ist vom Nutzungsberechtigten der Grabstätte 
bei einem Steinmetz in Auftrag zu geben. 

(3) Die Gestaltung und Pflege der Grabstätten erfolgt ausschließlich durch die 
Friedhofsträgerin oder durch einen von ihr Beauftragten. 

(4) Das Ablegen von Gegenständen und Grabschmuck ist nur auf den dafür 
vorgesehenen Ablagesteinen zulässig. 

 

§ 21 Baumgräber - Naturgrabstätte 

(1) Baumgräber sind auf dem Waldfriedhof ausgewiesen und stehen als Ur-
nenreihen- und Urnenwahlgräber zur Verfügung. Die Urnen werden direkt 
am Fuße eines Baumes beigesetzt und müssen biologisch abbaubar sein. 

(2) Die Namen der Verstorbenen können zum Gedenken an zentraler Stelle 
angebracht werden. 

(3) Die Gestaltung und Pflege der Grabstätten erfolgt ausschließlich durch die 
Friedhofsträgerin oder durch einen von ihr Beauftragten. 
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(4) Das Ablegen von Gegenständen und Grabschmuck ist nur auf den dafür 
vorgesehenen Ablagemöglichkeiten zulässig. 

 

§ 22 Anonyme Urnenwiesengräber 

(1) Auf allen Friedhöfen stehen anonyme Urnenreihengräber in einer Wiese 
zur Verfügung. 

(2) Anonyme Beisetzungen finden ohne Beisein von Angehörigen und ohne 
Hinweis auf den Zeitpunkt statt. 

(3) Die Gestaltung und Pflege des Grabfeldes erfolgt ausschließlich durch die  
Friedhofsträgerin oder durch einen von ihr Beauftragten. 

(4) Das Ablegen von Gegenständen und Grabschmuck ist nur auf den dafür 
vorgesehenen Ablagesteinen zulässig. 

 

§ 23 Besondere Grabstätten 

(1) Als besondere Grabstätten gelten Ehrengräber (Absatz 2) und Gräber 
nach dem Gesetz über die Erhaltung der Gräber der Opfer von Krieg und 
Gewaltherrschaft (Gräbergesetz) (Absatz 3).  

(2) Auf dem Waldfriedhof können Gräber berühmter Bürger oder von Bürgern, 
deren Wirken als bedeutend für die Stadt Radolfzell eingeschätzt wird, zu 
Ehrengräbern erklärt werden. Die Grundsatzentscheidung über den per-
sonenbezogenen Geltungsbereich obliegt dem Gemeinderat. Ob die 
Grabstätte für einen befristeten Zeitraum als Zeitehrengrabstätte oder als 
Dauerehrengrabstätte mit unbefristetem Ruherecht gilt, entscheidet die 
Verwaltung im Einzelfall nach pflichtgemäßem Ermessen. Ab der Ernen-
nung werden Bestattungskosten und Kosten für Grabpflege von der Fried-
hofsträgerin getragen. 

(3) Die Stadt Radolfzell legt Gräber der Opfer für Krieg und Gewaltherrschaft 
(Kriegsgräber) an und übernimmt die Instandsetzung und Pflege gegen 
Kostenerstattung nach Maßgabe des Gräbergesetzes. Kriegsgräber unter-
liegen keiner zeitlichen Beschränkung. 

(4) Soweit nichts anderes bestimmt ist, finden die übrigen Regelungen dieser 
Friedhofsordnung auf Ehren- und Kriegsgräber keine Anwendung. 
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V.  GRABMALE UND SONSTIGE AUSSTATTUNGEN 

 

§ 24 Auswahlmöglichkeit und allgemeine Anforderungen 

(1) Auf den Friedhöfen stehen Grabfelder ohne und Grabfelder mit Gestal-
tungsvorschriften zur Verfügung. 

(2) Bei der Zuweisung einer Grabstätte bestimmt der Antragsteller, ob diese in 
einem Grabfeld mit Gestaltungsvorschriften liegen soll. Entscheidet er sich 
für ein Grabfeld mit Gestaltungsvorschriften, so besteht auch die Verpflich-
tung, die jeweils hierfür festgesetzten Gestaltungsvorschriften einzuhalten. 
Wird von dieser Auswahlmöglichkeit nicht rechtzeitig vor der Bestattung 
Gebrauch gemacht, so erfolgt die Bestattung in einem Grabfeld ohne Ge-
staltungsvorschriften. 

(3) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, 
dass der Friedhofszweck, der Zweck dieser Satzung, sowie die Würde des 
Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage ge-
wahrt werden. 

(4) Grabeinfassungen jeder Art, auch aus Pflanzen, sind nicht zulässig, soweit 
die Friedhofsträgerin die Grabzwischenwege in den einzelnen Grabfeldern 
mit Trittplatten belegt. 

(5) Hinweise auf den Verstorbenen in Form von Internet-Links, QR-Codes, 
Videos oder Ähnlichem bedürfen der vorherigen Zustimmung durch die 
Friedhofsträgerin. In begründeten Fällen kann diese das Anbringen unter-
sagen. Bei der Anbringung eines QR-Codes oder eines anderen ver-
gleichbaren maschinenlesbaren Verweises ist der Inhalt der hinterlegten 
Internetseite zum Zeitpunkt des Antrags vollständig anzugeben. Bei Ver-
wendung eines QR-Codes übernimmt die Friedhofsträgerin für Inhalte, 
Richtigkeit und Gestaltung der hinterlegten Internetseite keine Haftung. 

 

§ 25 Grabfelder mit Gestaltungsvorschriften 

(1) In Grabfeldern mit Gestaltungsvorschriften müssen nach Ablauf der Frist 
in § 26 Absatz 1 Satz 2, soweit nichts anderes bestimmt ist, Grabmale er-
richtet werden. Grabmale und sonstige Grabausstattungen in Grabfeldern 
mit Gestaltungsvorschriften müssen, in ihrer Gestaltung, Bearbeitung und 
Anpassung an die Umgebung, den erhöhten Anforderungen entsprechen. 

(2) Für folgende Grabarten stehen Grabfelder mit Gestaltungsvorschriften zu 
Verfügung: 
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1. (Urnen-) Wahlgräber  

2. (Urnen-) Reihengräber 

3. Kinderreihen- und Kinderwahlgräber 

(3) Grababdeckungen sind nur bis 2/3 der Ansichtsfläche zulässig. 

(4) Für die Gestaltung und die Bearbeitung der Grabmale gelten folgende 
Vorschriften: 

1. Die Verwendung von Felsbrocken ist nur bei entsprechender 
handwerklicher Bearbeitung möglich. Bei spaltbaren Materialien ist 
die Naturspaltfläche als Grabmalvorderseite zugelassen. Die Sei-
tenflächen sind handwerksgerecht zu bearbeiten. Findlinge, d.h. 
durch Eis und Wasser geformte Natursteine, können aufgestellt 
werden. 

2.  Schriften, Ornamente und Symbole sind auf das Material, aus dem 
das Grabmal besteht, werkgerecht abzustimmen. Sie dürfen nicht 
aufdringlich groß sein. 

3.  Die aufstrebende Grundform ist konsequent auszubilden. Eine 
Abstimmung des Grabmals auf die benachbarten Grabanlagen ist 
unerlässlich. 

4.  Liegende Schriftsteine dürfen nur flach oder flach geneigt auf die 
Grabstätte gelegt werden und müssen sich dem Grabmal deutlich 
unterordnen. 

5.  Firmenbezeichnungen dürfen nur unauffällig und nicht auf der 
Vorderseite des Grabmales angebracht werden. 

(5) Im Grabfeld „Findlinge“ sind nur Findlinge zugelassen. 

(6) Für Grabmale werden bezüglich der Höhe folgende Mindest- und Höchst-
maße festgesetzt: 

  1. Reihengräber 0,60 m - 1,10 m 

  2. Wahlgräber 0,60 m - 1,20 m 

3. Urnengräber 0,50 m - 0,90 m 

4. Kindergräber 0,50 m - 0,80 m. 

(7) Für die Breite der Grabmale gelten folgende Höchstmaße: 

1. Reihen- und Wahlgrab  3/4 der Grabbreite 

2. Doppelwahlgrab   2/3 der Grabbreite 
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3. Dreifachwahlgrab  2/3 der Grabbreite 

4. Vierfachwahlgrab   2/3 der Grabbreite 

(8) Für Schriftplatten der Grabmale gelten folgende Höchstmaße: 

1. Reihen- und Wahlgrab  0,70 m x 0,60 m 

2. Doppelwahlgrab 0,80 m x 0,70 m 

3. Dreifachwahlgrab  0,90 m x 0,80 m 

4. Vierfachwahlgrab  1,00 m x 0,90 m 

(9) Für Urnengräber werden bezüglich der Breite folgende Mindest- und 
Höchstmaße festgesetzt: 

1. Urnenreihen- und  

 Urnenwahlgrab   0,45 m - 0,55 m 

2. Urnendoppelwahlgrab  0,65 m - 0,75 m 

3. Dreifachurnenwahlgrab  0,75 m x 0,90 m 

4. Vierfachurnenwahlgrab  0,85 m x 1,00 m 

 

§ 26 Zustimmungserfordernis 

(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen und sonstigen bauli-
chen Anlagen bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Fried-
hofsträgerin. Ohne Erlaubnis sind bis zur Dauer von zwei Jahren nach der 
Bestattung oder Beisetzung provisorische Grabmale als Holztafeln bis zur 
Größe von 15 cm x 30 cm und Holzkreuze zulässig. 

(2) Dem Antrag ist die Zeichnung über den Entwurf des Grabmales im Maß-
stab 1:10 zweifach beizufügen. Dabei sind das zu verwendende Material 
und seine Bearbeitung, der Inhalt und die Anordnung der Schrift, der Or-
namente und Symbole sowie die Fundamentierung anzugeben. Soweit er-
forderlich, kann die Friedhofsträgerin Zeichnungen der Schrift, der Orna-
mente und der Symbole im Maßstab 1:1 unter Angabe des Materials, sei-
ner Bearbeitung und der Form verlangen. In besonderen Fällen kann die 
Vorlage eines Modells oder das Aufstellen eine Attrappe auf der Grabstät-
te verlangt werden. 

(3) Wird ein Grabmal oder eine sonstige bauliche Anlage ohne Erlaubnis der 
Friedhofsträgerin errichtet, geändert oder nicht nach den vorgelegten Ent-
würfen ausgeführt, kann die Friedhofsträgerin die Beseitigung oder Ände-
rung innerhalb einer angemessenen Frist verlangen. Kommt der Verpflich-
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tete diesem Verlangen nicht nach, kann die Friedhofsträgerin die Beseiti-
gung oder Änderung auf dessen Kosten vornehmen lassen.  

(4) Die Erlaubnis erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche Anla-
ge nicht innerhalb von zwei Jahren nach Erteilung der Erlaubnis errichtet 
worden ist. 

(5) Grabmale und sonstige baulichen Anlagen sind so zu liefern, dass sie vor 
ihrer Aufstellung von der Friedhofsträgerin überprüft werden können. 

 

§ 27 Standsicherheit 

(1)  Grabmale und sonstige bauliche Anlagen müssen verkehrssicher sein. Sie 
sind entsprechend ihrer Größe nach den allgemeinen Regeln der Bau-
kunst zu fundamentieren und so zu befestigen, dass sie dauernd standsi-
cher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen. 
Maßgebendes Regelwerk zur Auslegung der Regeln der Baukunst ist aus-
schließlich die aktuelle Fassung der „Technischen Anleitung zur Standsi-
cherheit von Grabmalanlagen (TA Grabmal) der Deutschen Naturstein-
Akademie e.V. (DENAK)“. Die TA Grabmal gilt für die Planung, Erstellung, 
Ausführung, die Abnahmeprüfung und jährliche Prüfung der Grabmalanla-
gen. 

(2)  Grabmale dürfen nur durch einen Steinmetzmeister oder sonstigen Dienst-
leistungserbringer mit gleichwertiger Qualifikation in Befestigungstechnik, 
Planung, Berechnung und Ausführung von Gründungen errichtet, versetzt 
und repariert werden. Fachlich geeignet sind Dienstleistungserbringer, die 
aufgrund ihrer Ausbildung in der Lage sind, unter Beachtung der Gege-
benheiten des Friedhofes die angemessene Gründungsart zu wählen und 
nach der TA Grabmal die erforderlichen Fundamentabmessungen zu be-
rechnen. Die Dienstleistungserbringer müssen in der Lage sein, für die Be-
festigung der Grabmalteile das richtige Befestigungsmittel auszuwählen, 
zu dimensionierten und zu montieren. Ferner müssen sie die Standsicher-
heit von Grabmalanlagen beurteilen können und fähig sein, mithilfe von 
Messgeräten die Standsicherheit zu kontrollieren und zu dokumentieren. 

(3)  Der Verantwortliche der Grabstätte oder eine von ihm bevollmächtigte 
Person hat der Friedhofsträgerin spätestens sechs Wochen nach Fertig-
stellung der Grabmalanlage die Dokumentation der Abnahmeprüfung und 
die Abnahmebescheinigung entsprechend der Anforderungen der TA 
Grabmal vorzulegen. 
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§ 28 Unterhaltung 

(1) Grabmale, sonstige bauliche Anlagen sowie Grabausstattungen sind dau-
ernd in würdigem und verkehrssicherem Zustand zu halten. Verantwortlich 
dafür ist bei Reihengrabstätten und Urnenreihengrabstätten der Verfü-
gungsberechtigte, bei Wahlgrabstätten und Urnenwahlgrabstätten der 
Nutzungsberechtigte. Die Standfestigkeit der Grabmale wird mindestens 
einmal jährlich von der Friedhofsträgerin durch Druckprobe gemäß TA 
Grabmal überprüft. Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen und 
sonstigen Grabausstattungen gefährdet, so sind die für die Unterhaltung 
Verantwortlichen verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr 
im Verzug kann die Friedhofsträgerin die erforderlichen Sicherungsmaß-
nahmen (Umlegung von Grabmalen, Absperrungen etc.) treffen. Wird der 
ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsträ-
gerin nicht innerhalb einer jeweils festzusetzenden angemessenen Frist 
beseitigt, so ist die Friedhofsträgerin berechtigt, dies auf Kosten des Ver-
antwortlichen zu tun oder das Grabmal oder die sonstige Grabausstattung 
zu entfernen. Die Friedhofsträgerin ist nicht verpflichtet, diese Sachen auf-
zubewahren. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder ohne besonderen 
Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche Be-
kanntmachung und ein Hinweisschild auf der Grabstätte, das für die Dauer 
von einem Monat aufgestellt wird. 

(2) Zur umweltfreundlichen Entsorgung und Kompostierung müssen Kranzun-
terlagen, Gebinde und dergleichen aus verrottbarem Material bestehen. 
Kunststoffblumen und Ähnliches sind nicht zugelassen. 

 

§ 29 Entfernung 

Nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechtes und bei Verzicht auf das 
Nutzungsrecht werden die Grabmale und sonstigen Grabausstattungen durch 
die Friedhofsträgerin entfernt. Die Grabmale werden sechs Monate von der 
Friedhofsträgerin aufbewahrt. Wird vom Verantwortlichen der Grabstätte inner-
halb dieser Aufbewahrungsfrist keine Entscheidung über den Verbleib des 
Grabmales gegenüber der Friedhofsträgerin getroffen, geht dieses entschädi-
gungslos in das Eigentum der Friedhofsträgerin über. Für sonstige Grabausstat-
tungen obliegt der Friedhofsträgerin keine Aufbewahrungspflicht. 
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VI.  HERRICHTEN UND PFLEGE DER GRABSTÄTTEN 

 

§ 30 Allgemeines 

(1) Alle Grabstätten müssen der Würde des Ortes entsprechend hergerichtet und 
dauernd gepflegt werden. Verwelkte Blumen und Kränze sind von den Grab-
stätten zu entfernen und an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulagern. 

(2) Die Höhe und die Form der Grabhügel und die Art ihrer Gestaltung sind dem 
Gesamtcharakter des Friedhofs, dem besonderen Charakter des Friedhofsteils 
und der unmittelbaren Umgebung anzupassen. Bei Plattenbelägen zwischen 
den Gräbern (§ 24 Absatz 4) dürfen die Grabbeete nicht höher als die Platten 
sein. Die Grabstätten dürfen nur mit solchen Pflanzen bepflanzt werden, die 
andere Grabstätten und die öffentlichen Anlagen nicht beeinträchtigen. 

(3) Für das Herrichten und für die Pflege der Grabstätte hat der nach § 28 Absatz 1 
Satz 2 Verantwortliche zu sorgen, sofern nichts anders bestimmt ist. Die Ver-
pflichtung erlischt erst mit Ablauf der Ruhezeit bzw. des Nutzungsrechtes. 

(4) Die Grabstätten müssen innerhalb von sechs Monaten nach der Belegung her-
gerichtet sein. 

(5) Das Herrichten, die Unterhaltung und jede Veränderung der gärtnerischen An-
lagen außerhalb der Grabstätten obliegt ausschließlich der Friedhofsträgerin. 

(6) In Grabfeldern mit Gestaltungsvorschriften (§ 25) ist die gesamte Grabfläche zu 
bepflanzen. Ihre gärtnerische Gestaltung muss den erhöhten Anforderungen 
entsprechen und auf die Umgebung abgestimmt werden; nicht zugelassen sind 
insbesondere Bäume und großwüchsige Sträucher, Grabgebinde aus künstli-
chen Werkstoffen und das Aufstellen von Bänken. 

(7) Die Verwendung chemischer Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln 
bei der Grabpflege ist nicht gestattet. 

 

§ 31 Vernachlässigung der Grabpflege 

(1) Wird eine Grabstätte nicht hergerichtet oder gepflegt, so hat der Verantwortliche 
(§ 28 Absatz 1 Satz 2) auf Aufforderung der Friedhofsträgerin die Grabstätte in-
nerhalb einer jeweils festgesetzten angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. 
Wird die Aufforderung nicht befolgt, so kann die Friedhofsträgerin die Grabstät-
te im Wege der Ersatzvornahme in Ordnung bringen lassen. Im Falle von wie-
derholten und schwerwiegenden Verstößen kann die Friedhofsträgerin den 
Nutzungsberechtigten von Wahlgräbern das Nutzungsrecht entschädigungslos 
entziehen. Ist der Verantwortliche nicht ohne weiteres zu ermitteln, können Rei-
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hengrabstätten und Urnenreihengrabstätten von der Friedhofsträgerin abge-
räumt, eingeebnet und eingesät werden. 

(2) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1 Satz 1 bis 3 entsprechend. 
Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, so 
kann die Friedhofsträgerin den Grabschmuck entfernen. Sie ist zu seiner Auf-
bewahrung nicht verpflichtet. 

 

VII.  BENUTZUNG VON BESTATTUNGSEINRICHTUNGEN 

 

§ 32 Leichenhallen, Aufbahrungsräume, Kühlraum, Sektionsraum 

(1) Die Benutzung von Bestattungseinrichtungen ist generell im Vorfeld bei der 
Friedhofsträgerin anzumelden. 

(2) Die Leichenhallen dienen der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung und 
stehen für Bestattungsfeiern nicht zur Verfügung. 

(3) Sofern gesundheits- oder infektionsschutzrechtliche Bedenken nicht entgegen-
stehen, können Angehörige den Verstorbenen während der festgesetzten Zei-
ten sehen. 

(4) Die Särge sind spätestens eine Stunde vor der Trauerfeier oder Bestattung 
endgültig zu schließen, sofern sie nicht nach § 12 der Bestattungsverordnung 
wegen Ansteckungsgefahr oder aus anderen triftigen Gründen von vornherein 
geschlossen zu halten sind. 

(5) Den Angehörigen Verstorbener ist es gestattet, Sarg, Leichenzelle und Einseg-
nungshalle mit Pflanzen und Trauergebinden zu schmücken oder durch ein 
Fachgeschäft ausschmücken zu lassen. 

 

VIII. HAFTUNG, ORDNUNGSWIDRIGKEITEN 

 

§ 33 Obhuts- und Überwachungspflicht, Haftung 

(1) Der Friedhofsträgerin obliegen keine über die Verkehrssicherungspflicht hin-
ausgehenden Obhuts- und Überwachungspflichten. Die Friedhofsträgerin haftet 
nicht für Schäden, die durch nichtsatzungsgemäße Benutzung des Friedhofs, 
seiner Anlagen und Einrichtungen, durch dritte Personen oder durch Tiere ent-
stehen. Im Übrigen haftet die Friedhofsträgerin nur bei Vorsatz und grober 
Fahrlässigkeit. Die Vorschriften über die Amtshaftung bleiben unberührt. 
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(2) Verfügungsberechtigte und Nutzungsberechtigte von Grabstätten haften für die 
schuldhaft verursachten Schäden, die infolge einer unsachgemäßen oder den 
Vorschriften der Friedhofsordnung widersprechenden Benutzung oder eines 
mangelhaften Zustands der Grabstätten entstehen. Sie haben die Friedhofsträ-
gerin von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen solcher Schäden 
geltend gemacht werden. Gehen derartige Schäden auf mehrere Verfügungs-
berechtigte oder Nutzungsberechtigte zurück, so haften diese als Gesamt-
schuldner. 

(3) Absatz 2 findet sinngemäß Anwendung auf sämtliche auf dem Friedhof tätigen 
Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten. 

 

§ 34 Ordnungswidrigkeit 

Ordnungswidrig im Sinne von § 49 Absatz 3 Nr. 2 des Bestattungsgesetzes handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. die Friedhöfe entgegen der Vorschrift des § 2 betritt, 
 

2. entgegen § 3 Absatz 1 sich auf dem Friedhof nicht der Würde des Ortes 
entsprechend verhält oder die Weisungen des Friedhofspersonals nicht 
befolgt, 
 

3. entgegen § 3 Absatz 2 
 

a) die Wege mit nicht zulässigen Fahrzeugen befährt, 
 

b) während einer Bestattung oder einer Gedenkfeier in der Nähe Ar-
beiten ausführt, 

 
c) die Friedhöfe und seine Einrichtungen und Anlagen verunreinigt 

oder beschädigt sowie Rasenflächen und Grabstätten unberech-
tigterweise betritt, 

 
d) raucht, Alkohol konsumiert, lärmt oder lagert, 

 
e) Tiere mitbringt, ausgenommen Blindenhunde, 

 
f) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abla-

gert, 
 

g) Waren und gewerbliche Dienste anbietet oder dafür wirbt, 
 

h) Druckschriften und andere Medien verteilt (z.B. CD, DVD). 
 

4. gegen die in § 4 genannten Anforderungen verstößt, 
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5. entgegen § 13 Absatz 1, § 13 Absatz 4 Satz 5 und 6, § 13 Abs. 5 Satz 6 
und 7, § 16 Abs. 3, § 17 Abs. 4, § 18 Abs. 5, § 19 Abs. 4, § 20 Abs. 4, § 
21 Abs. 4 und § 22 Abs. 4 Gegenstände und Grabschmuck (wie Vasen, 
Laternen, Bilder, Blumen, Kränze etc. und dergleichen) abstellt, 

 
6. entgegen § 26 Abs. 1, als Verfügungs- oder Nutzungsberechtigter oder als 

Dienstleistungserbringer Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen ohne 
Erlaubnis errichtet, verändert oder entfernt, 

 
7. entgegen § 28 Abs. 1 Grabmale, sonstige bauliche Anlagen sowie Gra-

bausstattungen nicht dauernd in würdigem und verkehrssicherem Zustand 
hält, 

 
8. entgegen § 32 Abs. 1 die Benutzung von Bestattungseinrichtungen nicht 

im Vorfeld bei der Friedhofsträgerin anmeldet. 

 

IX.  ÜBERGANGS- UND SCHLUSSVORSCHRIFTEN 

 

§ 35 Alte Rechte 

Nach den bisherigen Vorschriften richten sich auch mit Inkrafttreten dieser Friedhofs-
ordnung: 

1. Das Nutzungsrecht an Wahlgrabstätten und die Gestaltung der Gräber, 
über die bereits verfügt war, 

2. Die Dauer der Ruhezeit bei allen bereits Verstorbenen, 

3. Das Abräumen von Gräbern nach Ablauf der Ruhezeit und Nutzungszeit 
bei allen bereits Verstorbenen. 

 

§ 36 Inkrafttreten 

(1) Diese Friedhofsordnung tritt am Tage nach Ihrer öffentlichen Bekanntmachung 
in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft: 

 Friedhofsordnung der Stadt Radolfzell vom 12.12.2013. 
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Hinweis: 

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für Baden-Württemberg (GemO) oder auf Grundlage der Gemeindeordnung 
erlassene Verwaltungsvorschriften beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach 
§ 4 Absatz 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres 
seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Friedhofsträgerin geltend 
gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen ist soll, ist zu 
bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung 
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 

Radolfzell, den 31.01.2017 

 

 

Martin Staab 

Oberbürgermeister 
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